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A n l a g e 
 
 
Ergebnisvermerk über das Berichterstattergespräch zum Einzelplan 13 am  
27. Oktober 2025 
 
 
1. Teilnehmer/innen 
 
 Hauptberichterstatter  Abgeordneter   Simon Rock  BÜNDNIS 90/ 
            DIE GRÜNEN 
 Berichterstatter    Abgeordnete   Carolin Kirsch  SPD 
      
 Berichterstatter   Abgeordneter   Dirk Wedel  FDP 
  
 Referent der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 

Präsidentin Prof. Dr. Brigitte Mandt  Landesrechnungshof 
RD’in Sabine Koblitz    Landesrechnungshof 

  
 LMR Dr. Dominik Wietfeld   Landesrechnungshof 
 MRin Barbara Ulland    Landesrechnungshof 
 ORR Julian Kreul     Landesrechnungshof 
 RRin Annette Mans    Landesrechnungshof 
 
  LMRin Brigitte Lohaus    Ministerium der Finanzen 
 ARin Claudia Liedtke    Ministerium der Finanzen 

 
 
 
2. Allgemeines 
 

In dem Gespräch wurden von den Fraktionen Fragen zu Schwerpunktthemen und 
Haushaltspositionen des Entwurfs des Einzelplan 13 angesprochen. Dazu gaben die 
Vertreter des Landesrechnungshofs Erläuterungen ab und beantworteten die in die-
sem Zusammenhang erfolgten Nachfragen. 
 
Wesentliche, aus diesem Gespräch resultierende Ergebnisse, sind in Ziffer 3 dieses 
Vermerks festgehalten. 
 
Hauptberichterstatter Simon Rock dankt den anwesenden Berichterstattern/innen der 
Fraktionen und den Vertretern/innen des Landesrechnungshofs für ihre Bereitschaft, 
das Berichterstattergespräch am heutigen Tag durchzuführen.  
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3. Im Einzelnen 
 
 
3.1 Vorbemerkung 
  
 Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat mit einem Schreiben vom 18. Oktober 

2025 drei Fragen an den Landesrechnungshof und die auf Seite fünf dargestellte Sta-
tistik in Vorbereitung auf das Berichterstattergespräch zum Einzelplan 13 (Landes-
rechnungshof) übermittelt. Im Rahmen von Frage eins bezieht sich der Berichterstatter 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Vorlage 18/4115. Das Ministerium der 
Finanzen hat mit dieser Vorlage einen Bericht über die unbesetzten Stellen in der Lan-
desverwaltung zum 1. Juli 2025 an die Mitglieder des Unterausschusses Personal des 
Haushalts- und Finanzausschusses zur Ausschusssitzung am 9. September 2025 
übersandt. 

 Die ersten drei Fragen wurden vom Berichterstatter der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN an den Landesrechnungshof schriftlich gestellt. Der Landesrechnungshof 
hat die Fragen im Rahmen des Berichterstattergesprächs mündlich beantwortet. Im 
Anschluss wurden weitere Fragen der anwesenden Berichterstatter der Fraktionen so-
wie des Hauptberichterstatters durch den Landesrechnungshof mündlich beantwortet. 

 
3.2 Fragen der Fraktionen 
 
 Frage 1: Laut Vorlage 18/4115 sind zum 1. Juli 2025 im Landesrechnungshof (ohne 

Berücksichtigung der staatlichen Rechnungsprüfungsämter) 22,5 Planstellen – das 
entspricht 10,71 % aller Planstellen – sowie 2,57 Stellen für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer (8,86 %) unbesetzt. In der Vorlage wird zudem auf Schwierigkeiten bei 
der Stellenbesetzung hingewiesen. Teilweise müssen Stellen mehrfach ausgeschrie-
ben werden, da keine geeigneten Bewerberinnen und Bewerber gefunden werden. 

 
 Können vor dem Hintergrund der dauerhaft unbesetzten Stellen und der geringen 

Wahrscheinlichkeit einer zeitnahen vollständigen Stellenbesetzung einzelne Stellen 
eingespart werden, um den von den Ministerien auferlegte, und über kw-Stellen zu 
realisierende, Stellenabbau in den jeweiligen Ministeriumskapitel der Ressorts von 
10% über 4 Jahre für den LRH nachzuvollziehen?  

 
 und 
 
 Frage 2: Frau Präsidentin Professor Mandt berichtete in der Sitzung des Ausschusses 

für Haushaltskontrolle am 7. Oktober 2025, dass bereits hausinterne Planungen vor-
genommen wurden, um ab dem Haushaltsjahr 2027 Konsolidierungsmaßnahmen ana-
log zu den Einzelplänen der Landesregierung vorgesehenen Einsparungen (zehnpro-
zentiger Stellenabbau in den Ministeriumskapitel sowie circa einprozentige titelscharfe 
Kürzung) umzusetzen. 

  
 Wir bitten um eine nähere Darstellung dieser Überlegungen und um eine Erläuterung, 

weshalb diese erst ab dem Haushaltsjahr 2027 und nicht bereits mit der Ergänzungs-
vorlage zum Haushaltsjahr 2026 vorgesehen sind. 

 
 und 
 

Frage 3: Nachstehend ist für den Einzelplan 13 ein Vergleich der jeweils vom Landtag 
bewilligten Ausgaben laut dem Haushaltsplan zu den tatsächlichen Ausgaben laut 
jeweiliger Haushaltsrechnung für die Jahre 2012-2023 dargestellt, da für die Jahre 
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nach 2023 noch keine Haushaltsrechnungen vorliegen. Die sich im Haushaltsvollzug 
ergebenden Minderausgaben betrugen für diese Jahre durchgehend mindestens 1,87 
%. Dies spricht dafür, dass das Instrument einer einzelplanbezogenen GMA in Höhe 
von ca. 1% des Ausgabevolumens als Alternative zu titelscharfen Kürzungen in Frage 
kommen könnte, zumal für den Haushaltsplan 2025 eine GMA in Höhe von 300.000 
Euro vorgesehen und vom Landtag auf Vorschlag des LRH beschlossen wurde. Wa-
rum hat der LRH vor diesem Hintergrund auf die Einrichtung einer Einzelplan-GMA 
verzichtet bzw. plant der LRH dies mit der Ergänzungsvorlage nachzuholen?  

 
 

 
  

Antwort des Landesrechnungshofs (Zitat):  
 
„Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, zu Frage 1 erlauben Sie mir zunächst 
eine Richtigstellung: Die Stellenbesetzungsquoten stellen Stichtagsbetrachtungen dar 
und enthalten die Zu- und Abgänge des Quartals. Die Ausführungen in der Fragestel-
lung, dass (ich zitiere) „vor dem Hintergrund der dauerhaft unbesetzten Stellen und 
der geringen Wahrscheinlichkeit einer zeitnahen Stellenbesetzung einzelne Stellen 
eingespart werden (können)“, ist insoweit fehlleitend.  

 Es handelt sich nicht um dieselben dauerhaft unbesetzte Stellen, sondern um ver-
schiedene Stellen, die jeweils zum Betrachtungsstichtag unbesetzt waren. Für jede 
einzelne Stelle ist eine konkrete Aufgabe bzw. ein konkretes Aufgabengebiet vorgese-
hen. Jede Stelle – ob unbesetzt oder besetzt – die wir kw stellen, bedeutet daher einen 
potenziellen Verzicht auf Produktivität der Institution. Ein Rückschluss aus der Stellen-
besetzungsquote darauf, dass die Stellen nicht benötigt werden, ist daher nicht mög-
lich.  

 Gleichwohl hat die Präsidentin bereits im AHK am 07.10. in Aussicht gestellt, dass wir 
uns der 10%igen Stelleneinsparung in den Ministerialkapiteln anschließen werden. 

SOLL-IST-Vergleich EP13 LRH  (jeweils Ausgaben des gesamten EPs laut 
Haushaltsrechnung im Vergleich zum jeweils aktuellsten Haushaltsplan) 

          

Jahr PLAN IST  
Abweichung in 
Euro 

Abweichung 
in %      

2012    39.726.500,00 €     38.207.054,27 €  -  1.519.445,73 €  -3,82%      

2013    39.970.600,00 €     38.110.371,63 €  -  1.860.228,37 €  -4,65%      

2014    40.515.900,00 €     39.336.654,84 €  -  1.179.245,16 €  -2,91%      

2015    41.257.100,00 €     39.707.379,93 €  -  1.549.720,07 €  -3,76%      

2016    41.306.400,00 €     40.067.523,10 €  -  1.238.876,90 €  -3,00%      

2017    44.854.400,00 €     40.821.848,19 €  -  4.032.551,81 €  -8,99%      

2018    45.265.200,00 €     42.753.983,70 €  -  2.511.216,30 €  -5,55%      

2019    46.650.600,00 €     44.157.098,45 €  -  2.493.501,55 €  -5,35%      

2020    49.714.700,00 €     46.264.145,91 €  -  3.450.554,09 €  -6,94%      

2021    49.652.700,00 €     48.459.325,12 €  -  1.193.374,88 €  -2,40%      

2022    50.575.300,00 €     49.630.114,10 €  -     945.185,90 €  -1,87%      

2023    53.441.200,00 €     51.525.370,14 €  -  1.915.829,86 €  -3,58%      

2024    55.821.200,00 €   offen           

2025    57.666.600,00 €   offen           

2026    59.295.900,00 €   offen           
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Aus der mehrfachen Nachfrage aus dem parlamentarischen Raum schließen wir nun, 
dass eine bloße Zusicherung unserer Personaleinsparungen im Haushaltsvollzug 
2026, nicht mehr ausreichend ist.  

 In Abstimmung mit dem FM werden wir daher die ersten Stellen in der Ergänzungs-
vorlage zum Haushalt 2026 absetzen und uns im Übrigen an der weiteren zeitlichen 
Planung für die Ministerien ausrichten.  

 Ich komme dann zu den Fragen 2 und 3, die im Grunde die gleiche Zielrichtung ver-
folgen und die daher verknüpft beantworte: Zunächst möchte ich bezüglich der in der 
Frage 2 gemachten Aussage, (ich zitiere) „dass bereits hausinterne Planungen vorge-
nommen wurden, um ab dem Haushaltsjahr 2027 Konsolidierungsmaßnahmen analog 
zu den in den Einzelplänen der Landesregierung vorgesehenen Einsparungen (10%i-
ger Stellenabbau in den Ministeriumskapiteln sowie ca. 1%ige titelscharfe Kürzung) 
umzusetzen“ die Frau Präsidentin zugeordnet wird, eine inhaltliche Richtigstellung ma-
chen: In ihren Ausführungen im AHK hat sich Frau Präsidentin nur zu der Bereitschaft 
des LRH geäußert, sich den Überlegungen der Landesregierung zur Stelleneinspa-
rung anschließen zu wollen. In Bezug auf die titelscharfen Einsparungen ist eine sol-
che Zusage weder von Frau Präsidentin noch von mir als BdH gemacht worden.  

 
 Die Frage, aus welchem Grund der LRH Einsparungen in Anlehnung an die titelschar-

fen Einsparungen der Ressorts nicht in seinem Haushaltsentwurf berücksichtigt habe, 
wurde erstmals in der AHK-Sitzung am 07.10.2025 aufgeworfen. In der Diskussion 
bezüglich der Sachmittel hat Frau Präsidentin unter Berufung auf die verfassungs-
rechtlich eingeräumte Position des LRH an mehreren Beispielen in der Diskussion 
klargestellt – in Erinnerung gerufen seien hier nur die Fortbildungs- und Reisekosten 
–, dass der Haushaltsentwurf insbesondere den durch die Mitglieder für ihre Tätigkeit 
im Prüfbereich für erforderlich angesehenen Bedarfen entspricht.  

 
 Im Übrigen habe ich – in Ergänzung zu den Ausführungen der Präsidentin zum Per-

sonalhaushalt und den in Rede stehenden Stelleneinsparungen – als BdH erläutert, 
dass in jedem Aufstellungsverfahren die voraussichtlichen Bedarfe erfragt werden und 
im Anschluss geprüft wird, welche unabweisbaren Bedarfe für das jeweilige Haushalts-
jahr beim FM angemeldet werden. Dabei ist zu erwähnen, dass der Einzelplan 13 im 
Gegensatz zu den Einzelplänen der Ressorts neben den Personalkosten ausschließ-
lich Kosten für den Geschäftsbedarf im weiteren Sinne beinhaltet.  

 
 Das sind sämtliche Kosten, die für die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes und die 

Wahrnehmung der verfassungsgemäßen Aufgaben durch die Prüfungsgebiete unab-
weisbar entstehen. Zu betonen ist dabei, dass im Einzelplan 13 keine Ausgaben mit 
politischen Schwerpunkten veranschlagt werden. So gibt es keine Ansätze für Förder-
mittel, Selbstbewirtschaftungsmittel oder Programme. Und wie bereits erwähnt: Ganz 
überwiegend sind die Bedarfe dabei durch die Prüftätigkeiten und die, durch die Mit-
glieder in ihrem verfassungsrechtlich geschützten Status angemeldeten Bedarfe ge-
prägt.  

 
 Damit geht unmittelbar einher, dass die Verwaltung (ich als BdH) bereits im Aufstel-

lungsverfahren dafür Sorge tragen muss, dass auskömmliche Haushaltsmittel im 
Sachmittelbudget des Einzelplans 13 vorhanden sind, damit die unter dem Schutz der 
Verfassung stehende Arbeitsfähigkeit des LRH nicht gefährdet wird. Anhaltspunkte 
dafür, dass die den Anmeldungen für den vorliegenden Haushaltsentwurf 2026 zu-
grundeliegende Planungen nicht belastbar sein könnten, liegen nicht vor. Bei einer 
etwaigen Mittelkürzung besteht damit zumindest immer die mittelbare Gefahr, das 
Prüfgeschäft zu tangieren. 
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 Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, aus unserem Selbstverständnis her-
aus gilt im Haushaltsaufstellungsverfahren die Maxime, dass im Sachmittelbudget 
grundsätzlich keine Erhöhung erfolgt. Betrachtet man die Ansätze ohne Mieten, Ne-
benkosten und die mit dem Umzug einhergehenden Ausgaben ist uns dies auch seit 
fünf Jahren gelungen. Und das trotz der zusätzlichen Herausforderungen, wie z. B. 
den allgemeinen Preissteigerungen und Mehrbedarfen im Zuge der fortschreitenden 
Digitalisierung.  

 
 Des Weiteren hat der demografische Wandel viel neues Personal gebracht und wird 

dies auch in Zukunft tun. Daraus folgen auch zusätzliche Bedarfe, insbesondere im 
Bereich der Fortbildungen, die es ausnahmslos zu finanzieren gilt. Zudem sehen wir 
uns aktuell der Situation ausgesetzt, dass in verschiedenen Bereichen neue Mittelbe-
darfe auch auf unseren Geschäftsbereich zukommen werden.  So sind Kürzungen bei 
bislang zentral finanzierten Maßnahmen, wie beispielsweise im Behördlichen Gesund-
heitsmanagement und im Fortbildungsangebot zu erwarten. Diese Aufwendungen 
müssen wir dann vollkommen aus unserem eigenen Sachmittelbudget aufbringen. 

 
 Und schließlich: Ein Mehrbedarf ist in 2026 auch noch im Zusammenhang mit dem 

Neubau des LRH zu erwarten, der durch die Erfahrungen im Dienstbetrieb im Verlauf 
des Jahres erkennbar wurde. Zur Minimierung des Zugangs unbefugter Personen fehlt 
es bislang an einer Einfriedung des Geländes. Und schließlich sind noch nicht alle 
Abrechnungen mit dem BLB NRW erfolgt, so dass auch hier evtl. noch Kosten entste-
hen.  

 
 Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, obwohl jetzt schon absehbar ist, dass 

zusätzliche Mittelbedarfe auf uns zukommen werden, haben wir mit Blick auf die von 
Ihnen angesprochenen Minderausgaben, von einer zusätzlichen Mittelanmeldung be-
wusst abgesehen. In den letzten Jahren ist es uns gelungen, im Haushaltsvollzug Mit-
tel einzusparen. Das ist auf die Anlegung eines strengen Maßstabs des Sparsamkeits- 
und Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes im Haushaltsvollzug zurückzuführen. Dabei ist es 
zum Teil glücklichen Umständen und aktivem Handeln zu verdanken, dass sich uns 
unerwartete und nicht planbare Sparmöglichkeiten auftun. Ich erinnere an dieser Stelle 
an die Ausführungen der Präsidentin in der AHK-Sitzung. In dieser hat sie ausführlich 
erläutert, welche Einsparungen wir bei der Ausstattung des Gebäudes und weiterer 
mit dem Umzug zusammenhängender Ausgaben erreichen konnten. In der Folge wer-
den in der Haushaltsrechnung 2024 wieder entsprechend hohe Minderausgaben er-
kennbar sein. 

 
 Und auch, wie Frau Präsidentin ebenfalls erwähnt hat, konnten die Reisekosten ins-

besondere in einem Prüfungsgebiet, durch ein Mitglied bei seiner geänderten Prüfaus-
richtung in erheblichen Umfang eingespart werden. Solche Einsparmöglichkeiten sind 
aber weder vorhersehbar noch planbar. Sie können nicht als selbstverständlich für 
eine Reduzierung des ohnehin „kleinen“ Haushalts vorausgesetzt werden. Das wäre 
fahrlässig. Denn unser Haushalt ist im Sachmittelbereich darauf angelegt, dass durch 
die gegenseitige Deckungsfähigkeit unabweisbare und nicht vorhersehbare Aufwen-
dungen durch einen Verzicht an der einen Stelle an anderer Stelle aufgefangen wer-
den können. (Stichwort: Gesamtbudget) 

 
 Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, lassen Sie mich kurz auf die Zusam-

mensetzung unseres Sachhaushalts eingehen: Von den zur Verfügung stehenden 
Sachmitteln in Höhe von rund 6,7 Mio. € (11 % vom Gesamthaushalt des EPl 13) sind 
nur rund 1,9 Mio. € (3,2 % vom Gesamthaushalt des EPl 13) „freie Mittel“, das heißt, 
sie sind weder vertraglich noch rechtlich gebunden.  
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 Das „freie“ versehen Sie bitte mit fetten Anführungszeichen. Denn diese Mittel sind in 

der Höhe zwar nicht festgelegt, aber in der Sache dennoch unabweisbar. 
 
 Von diesen 1,9 Mio. € „freien Mitteln“ entfallen  
 

• rund 0,7 Mio.€ (1,2 % der Gesamtausgaben) auf den IT-Bedarf,  

• rund 0,3 Mio. € (0,5 % der Gesamtausgaben) auf Fortbildungen,  

• rund 0,5 Mio. € (0,8 % der Gesamtausgaben auf Reisekosten und  

• rund 0,4 Mio. € (0,7 % der Gesamtausgaben) auf den sonstigen Geschäftsbedarf, wie 
z.B. Druckereikosten, Bibliothek, Sanitärbedarf, Kleinreparaturen und BGM-
Maßnahmen. 

 
 Die haushaltsrechtlich bestehenden Deckungsmöglichkeiten zwischen den einzelnen 

Titeln ermöglichen uns glücklicherweise eine flexible Haushaltsausführung im Ge-
samtbudget. Damit wird es uns auch möglich, im Haushaltsvollzug entstehende unab-
weisbare Bedarfe in kleinem Umfang zu decken, ohne „Mehrbedarfsanträge“ stellen 
zu müssen. 

 
 Insgesamt bleibt festzuhalten: Dass in den vergangenen Jahren Mittel nicht veraus-

gabt wurden, ist nicht auf eine fehlerhafte Planung zurückzuführen bzw. auf fehlendem 
Sparwillen bei der Haushaltsaufstellung, sondern wird durch sparsame und wirtschaft-
liche Entscheidungen erreicht, die sich im Haushaltsvollzug ergeben.  

 
 Und diese Mittel werden, soweit sie nicht an anderer Stelle dringend für unabweisbare 

Aufgaben benötigt werden, zurückgegeben. Aus unserem Selbstverständnis heraus 
werden sie nicht etwa für neue Bedarfe generiert, die lediglich wünschenswert sind. 
Dies betrifft beispielsweise zusätzliche IT-Ausstattung, wie ein zweiter Bildschirm im 
Homeoffice oder besondere Headsets.  

 
 Zudem ergeben sich Minderausgaben, auch bei von uns nicht beeinflussbaren Ansät-

zen: Beispielsweise im Versorgungskapitel oder bei Mitteln, die zur Sicherstellung ei-
ner etwaigen Finanzierung von Dienstleistungen bereitgehalten werden mussten, etwa 
im Bereich E-Government. Hier musste der Ansatz 2024 beispielsweise um 220.000 
€ erhöht werden, da eine dezentrale Finanzierung von my.nrw durch die einzelnen 
Behörden statt einer dezentralen Lösung durch das zuständige Ressort im Raum 
stand. Letztlich kam die Entscheidung für eine zentrale Finanzierung, sodass diese 
Mittel nicht verausgabt wurden. Diese Entscheidung führte damit zu Minderausgaben 
in Höhe von 220.000 € in der Haushaltsrechnung für 2024, auf die wir keinen Einfluss 
haben. Diese Minderausgaben werden ebenfalls am Jahresende an den Landeshaus-
halt zurückgegeben. An dieser Stelle ist noch zu ergänzen, dass der entsprechende 
Ansatz im Haushalt 2025 selbstverständlich wieder reduziert wurde. 

 
 In Frage 3 nehmen Sie Bezug auf die in 2025 im Einzelplan 13 veranschlagte Globale 

Minderausgabe in Höhe von 300.000 €. Diese kann als Beispiel für 2026 aus folgen-
den Gründen nicht herangezogen werden: Im Haushalt 2025 haben wir zusätzliche 
Haushaltsmittel im Zusammenhang mit der Ausstattung des Neubaus etatisiert. Zur 
Gegenfinanzierung dieser zusätzlichen Mittel wurde die GMA in gleicher Höhe veran-
schlagt.   

 Daneben stehen uns in 2025 Haushaltmittel für die Kosten des Umzugsunternehmens 
zur Verfügung. 
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 Nach aktuellem Stand wurde von den zusätzlichen Haushaltsmitteln, die im Zusam-
menhang mit dem Neubau stehen, nur ein Teil verausgabt. Die GMA wird daher über-
wiegend durch die Minderausgaben bei diesen in 2025 zusätzlich veranschlagten Aus-
gabeansätzen erbracht. Der Haushaltplanentwurf des EPl 13 für 2026 beinhaltet aber 
keine Mehrbedarfe. Eine erneute GMA ginge daher zulasten der für den allgemeinen 
Dienstbetrieb zur Verfügung stehenden Ausgaben.  

 
 Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, ich konnte Ihnen hoffentlich deutlich 

machen, dass unser unverändertes Sachmittelbudget im Hinblick auf den Haushalt 
2026 eng kalkuliert ist.  

 
 Die Verwaltung bzw. ich als BdH habe bereits bei Ausgaben zu Beginn des Jahres die 

Verpflichtung im Blick zu behalten, dass die Haushaltsmittel bis zum Ende des Jahres 
auskömmlich sind. Daher ist ein gewisser Spielraum erforderlich.  

 Bei allen finanzwirksamen Maßnahmen, wie Beschaffungen, Personalmaßnahmen 
und Dienstreisen ist daher zu bewerten, ob diese in Anbetracht der Auskömmlichkeit 
der Mittel, und zwar unter Berücksichtigung des gesamten Haushaltsjahres, durchge-
führt werden können.  

 
 Gerade zu Beginn des Jahres stehen noch alle Planungen und die oben beschriebe-

nen Herausforderungen im Raum.  
 Es ist im worst-case davon auszugehen, dass alle Planungen auch eintreffen, zumin-

dest ist Anfang des Jahres nicht belastbar einzuschätzen, wie die weitere Entwicklung 
sein wird. Daher nimmt eine zusätzliche Minderung des Sachmittelbudgets sämtliche 
Spielräume bzw. Handlungsfähigkeiten im Haushaltsvollzug.  

 
 Der Argumentation aus Ihren Fragen folgend, darauf zu setzen, dass wieder Minder-

ausgaben im Laufe des Jahres entstehen werden, halte ich nach dem aktuellen Stand 
der Haushaltsplanungen des LRH für haushaltsrechtlich bedenklich und dies wider-
spräche auch der Rolle als BdH.   

 
 Für den Geschäftsbereich des LRH bleibt es bei der Bewertung, dass die Reduzierung 

der Ansätze bzw. die Ausbringung einer Globalen Minderausgabe ohne die Gefahr der 
Einschränkung der verfassungsmäßigen Aufgabenstellung einschließlich des grund-
legenden Dienstbetriebs des LRH nicht möglich ist.  

 
 Dies gilt auch gerade deshalb, weil nicht ausgeschlossen werden kann, dass trotz 

strenger Ausgabendisziplin im Haushaltsvollzug das Sachmittelbudget nicht ausrei-
chen wird. In diesem Fall müssten Einsparungen im Personalbereich erfolgen. Um hier 
geringere Mittelabflüsse zu gewährleisten, werden möglicherweise auch bislang be-
setzte, aber freiwerdende Stellen nicht mehr nachbesetzt werden können. Diese Maß-
nahmen treffen dann zunehmend das Prüfpersonal als Kernbereich des Geschäftsbe-
reichs des LRH. 

 
 Man darf dabei nicht vergessen, dass gesetzlich vorgeschrieben ist, dass die Institu-

tion Landesrechnungshof mit der erforderlichen Anzahl an Prüfungsbeamtinnen und –
beamten und sonstigen Bediensteten ausgestattet sein muss, um den verfassungs-
mäßigen Ansprüchen an seine Arbeit genügen zu können.  

 
 Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!“ 
 

Der Berichterstatter der FDP-Fraktion bittet darum, die Ausführungen schriftlich zur 
Verfügung gestellt zu bekommen. Der Landesrechnungshof sagt die Übersendung zur 
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Aufnahme in das Protokoll zu. 
 
Die Berichterstatterin der SPD-Fraktion erklärt, die Ausführungen des Landesrech-
nungshofs nachvollziehen zu können. Sie zeigt sich dabei überrascht von den Fragen, 
da Einsparvorgaben des FM nicht für den LRH gelten und der Landesrechnungshof 
nicht verpflichtet werden könne.  

 
 
 Der Hauptberichterstatter der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

ließ wissen, dass ihm durchaus bewusst sei, dass die Fragen auf die Einsparvorgaben 
der Ministerien zielen und es für den LRH keine Verpflichtung gebe. Es ginge nur um 
die Frage, ob die Möglichkeit von Einsparungen bestehe. 

 
Dann kommt er zurück auf die Beantwortung zu Frage 3 und nimmt erneut Bezug auf 
die Minderausgaben seit 2012: Im Rahmen des Vergleichs der SOLL- und IST-
Ausgaben im Einzelplan 13 können Abweichungen von 1,8 Prozent bis zu 9 Prozent 
der Ausgaben festgestellt werden. Ähnliche Abweichungen sind auch in anderen Ein-
zelplänen zu finden. Welche Anhaltspunkte gibt es, die darauf hindeuten, dass eine 
solche Differenz im kommenden Haushaltsjahr nicht auftreten werde? 

  
 

Der Berichterstatter der FDP-Fraktion erfragt, ob die Mitglieder Einsparmöglichkei-
ten für realisierbar hielten. Er möchte wissen, wieviel Spielraum es für die richterliche 
Unabhängigkeit noch gebe, wenn eine Globale Minderausgabe ausgebracht und Ein-
sparungen vorgegeben würden.  

 
Antwort des Landesrechnungshofs:  

 
Zu der Frage des Berichterstatters der FDP-Fraktion wird darauf hingewiesen, dass 
deshalb „freie Mittel“ in der vorherigen Stellungnahme nur in Anführungszeichen ge-
setzt seien. Am Anfang stünde die Arbeitsplanung der Mitglieder. Damit einher gingen 
auch die erforderlichen Dienstreisen. Ähnliches gelte für Bedarfe für Sachverständige 
oder in der IT, beispielsweise für die Prüfung erforderliche Software. Eine Minderung 
würde sich auf die Prüfungen auswirken. Auch Einschränkungen oder sogar der Ver-
zicht auf Mitarbeiterfortbildungen würden zu einer Qualitätsreduzierung bei den Prü-
fungen des LRH führen.  
 
Die Mitglieder begründeten Ihre Mehrbedarfe für die Haushaltsanmeldung gegenüber 
der Verwaltung/BdH. Obwohl für 2026 ein erhöhter Mittelbedarf absehbar sei, wurde 
von einer weiteren Mittelanmeldung dem FM gegenüber aber abgesehen. 
  
Damit würden die allgemeinen Preissteigerungen und die weiteren in der vorherigen 
Stellungnahme bereits erwähnten Beispiele für Mehrbedarfe, wie BGM, durch den 
LRH mit dem bisherigen Sachmittelbudget aufgefangen. 
 
Es wird nochmals herausgestellt, dass der Landesrechnungshof in den letzten fünf 
Jahren bei der Haushaltsführung eine besondere Selbstdisziplin gezeigt habe. Mehr-
ausgaben würden durch Verzicht an anderer Stelle ausgeglichen.  
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Wie eine 1%ige Einsparungen erbracht werden könnte, ohne die richterliche Unab-
hängigkeit zu tangieren, sei daher nicht vorstellbar.  

 
 

Im Hinblick auf die Frage des Hauptberichterstatters wird erläutert, dass die Minder-
ausgaben der vergangenen Jahre zu einem großen Teil geprägt durch Personalaus-
gaben waren. Hierzu werde auf die Diskussionen zu unbesetzten Stellen an anderer 
Stelle im Parlamentarischen Raum verwiesen. Hinzu kämen die Ergebnisse im Ver-
sorgungskapitel, die im Haushaltsvollzug nicht beeinflussbar seien.   
 
Der Blick auf die Minderausgaben im Sachmittelbudget der einzelnen Jahre zeige, 
dass die Gründe für nicht verausgabte Haushaltsmittel jeweils unterschiedlich gelagert 
waren. Dies seien z. B. Umzugskosten für den LRH in 2020, die aufgrund veränderter 
Planungen (Stichwort: Neubau) nicht benötigt wurden und die Corona-Pandemie, die 
zu verringerter Reisetätigkeit führte. Weitere Beispiele seien nicht benötigte Verstär-
kungsmittel für gestiegene Energiekosten sowie die dezentrale Veranschlagung von 
Mitteln für landesweite Projekte (Stichwort: E-Government) angeführt, die nicht abge-
flossen seien.  
 
Die Rückschau auf die Minderausgaben aus den Vorjahren ließe daher keine Rück-
schlüsse auf den voraussichtlichen Verlauf des Haushaltsvollzugs in 2026 zu. Zu-
nächst sei davon auszugehen, dass die angemeldeten Mittel auch benötigt würden.  
Ob überhaupt und ggf. in welchem Bereich Planungen nicht oder verändert eintreffen, 
könne nicht vorhergesagt werden.  
 
Auch bei der Haushaltsrechnung für das Jahr 2024 würden Minderausgaben erkenn-
bar sein. Zurückzuführen sei dies beispielsweise auf die sparsame und wirtschaftliche 
Beschaffung der Ausstattung für den Neubau, die bereits in der zuvor vorgetragenen 
Stellungnahme zu den Fragen 2 und 3 bzw. durch die Erläuterungen von Frau Präsi-
dentin im AHK am 07.10. erwähnt worden sei. 
 
 

 Der Hauptberichterstatter der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erfragt, was 
passiere, wenn Haushaltsmittel nicht zur Erfüllung der verfassungsrechtlichen Aufga-
ben des LRH ausreichen? Wird der Mehrbedarf durch überplanmäßige Ausgaben ge-
deckt? 

 
 Antwort des Landesrechnungshofs:  
 

Eine Voraussetzung für die mögliche Beantragung überplanmäßiger Ausgaben sei die 
fehlende Vorhersehbarkeit der Mehrbedarfe. Der Landesrechnungshof vertritt die Auf-
fassung, dass „überplanmäßige Ausgaben in diesem Fall nicht unvorhersehbar sein 
dürften“ und merkt an, dass „dies sicherlich von den Vertreterinnen des FM bestätigt 
wird“. Denn die Mittel sind so angemeldet und würden durch eine Globale Minderaus-
gabe bewusst reduziert.  
 
Die Vertreterin des FM signalisiert Zustimmung zur Rechtsauffassung des LRH. 

 
 

Ende: 14.34 Uhr 
Simon Rock 

Hauptberichterstatter 


